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A. Vorbemerkungen 


Die Fraktionen des Deutschen Bundestages leg- 
ten unter dem Datum vom 5. Mai 1956 gemeinsam 
eine Große Anfrage vor — Drucksache 2364 — , 
durch die die Bundesregierung ersucht wurde, Aus- 
kunft über die Entwicklung in der sowjetischen Be- 
satzungszone und Möglichkeiten engerer Verbin- 
dungen zwischen den beiden Teilen Deutschlands 
zu erteilen. Diese Große Anfrage wurde in der 
146. Sitzung des Deutschen Bundestages am Mitt- 
woch, dem 30. Mai 1956, für die Bundesregierung 
durch den Bundesminister für gesamtdeutsche Fra- 
gen in den Einzelheiten beantwortet. Die Bundes- 
regierung formulierte mit ihren Feststellungen be- 
stimmte Vorschläge zum weiteren Abbau von 
Schvderigkeiten und Hemmnissen in der Verbin- 
dung zwischen den beiden deutschen Landesteilen, 
die an die Verantwortlichen in der sowjetischen 
Besatzungszone gerichtet waren. 

Durch einen formellen Beschluß in der erwähn- 
ten Sitzung des Deutschen Bundestages wurde der 
Ausschuß für Gesamtdeutsche und Berliner Fra- 
gen beauftragt, die Aufgaben, die sich aus der 
Großen Anfrage und ihrer Beantwortung ergeben. 


laufend zu verfolgen und zu gegebener Zeit dem 
Bundestag Bericht zu erstatten. 

Ein Unterausschuß unter dem Vorsitz des Abg. 
Brookmann (Kiel) hat die Verhältnisse auf den in 
der Großen Anfrage vom 5. Mai umrissenen Sach- 
gebieten verfolgt. 

Aus seinen Ermittlungen und Diskussionen ent- 
stand der vorliegende Bericht. Er gliedert sich in 
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Teil III 

Entwicklung in Berlin seit der Bundestagsdebatte 
vom 30. Mai 1956 

Berichterstatter Abgeordneter Brandt (Berlin). 

Die Abschnitte dieser Berichte sind in Anlehnung 
an die einzelnen Fragen der Drucksache 2364 un- 
terteilt. 

Nach einmütiger Auffassung des Ausschusses hat 
sich diese Berichterstattung in einem umfassenden 
Überblick darauf zu beschränken, festzustellen, 
welche Entwicklungen seit der Berichterstattung 
der Bundesregierung im Mai dieses Jahres in den 
Lebens Verhältnissen der Menschen im sowjetisch 
besetzten Teil Deutschlands eingetreten sind und 
wie es im gegenwärtigen Zeitpunkt mit den Mög- 
lichkeiten zu engerer Verbindungnahme zwischen 
den beiden deutschen Landesteilen steht. 

Der Versuch einer solchen Bestandsaufnahme 
traf hierbei nach wie vor auf die Schwierigkeit, 
daß in vielerlei Hinsicht — insbesondere sei auf 
die Rechtslage und die Angaben im Bereich der 


sowjetzonalen Strafjustiz verwiesen — von amt- 
licher sowjetzonaler Seite keinerlei oder nur un- 
verläßliche Zahlenangaben veröffentlicht worden 
sind, weshalb z. T. auf andere Quellen oder auf 
Berechnungen und Schätzungen zurückgegriffen 
werden mußte. 

Mit den Feststellungen dieses Berichtes, mit der 
Darlegung dessen, was seit dem 30. Mai 1956 ge- 
schehen oder nicht geschehen ist, versucht der Aus- 
schuß, sowohl eine reale Basis für die objektive 
Beurteilung der bestehenden Verhältnisse als auch 
die notwendige Grundlage für die weiteren Be- 
mühungen zu geben, wie sie um eine Erleichterung 
des Schicksals der Menschen in der SBZ und für 
eine engere Verbindung zwischen den Teilen un- 
seres Vaterlandes unabläßlich und unermüdlich 
unternommen werden müssen. 

Bonn, den 12. Dezember 1956 

Der Ausschuß für Gesamtdeutsche und Berliner 
Fragen 

Wehner 

Vorsitzender 


B. Berichterstattung 


I. Bericht zur Entwicklung der Rechtslage in der sowjetisch besetzten Zone 
und Berlin (Ost) seit der Bundestagsdebatte vom 30. Mai 1956 

Berichterstatter: Abgeordneter Freiherr Riederer von Paar 


1. Sind der Bundesregierung Tatsachen be- 
kanntgeworden, die auf eine Hinwendung 
zu allgemeinen rechtsstaatlichen Prinzipien 
in der Sowjetzone schließen lassen könnten? 

Für die Anbahnung einer rechtsstaatlichen Ent- 
wicklung in der sowjetisch besetzten Zone bestehen 
auch jetzt noch keine Anhaltspunkte. Für Handlun- 
gen, die das Regime als für sich gefährlich betrach- 
tet, werden nach wie vor schwere Strafen verhängt. 
Insbesondere gilt dies für die auf Grund des Ar- 
tikels 6 der Verfassung ausgesprochenen Abwer- 
bungsurteile. Auch in verfassungsrechtlicher Hin- 
sicht haben sich keine nennenswerten Veränderun- 
gen ergeben. Nach wie vor werden die Angeklag- 
ten veranlaßt, auf die Bestellung eines Wahlvertei- 
digers zu verzichten. Die Anklageschrift wird dem 
Verhafteten zwar zur Kenntnis gebracht, aber naj^ 
kurzer Zeit wieder fortgenommen. Ostberliner, für 
die Artikel 6 der Verfassung nicht gilt, werden in 
die Zone verbracht und dort angeklagt. In einem 
Aufsatz in der „Neuen Justiz“ vom 5. September 
1956 formuliert Hilde Benjamin die Aufgaben der 


neu gewählten Schöffen: „Festigung der sozialisti- 
schen Gesetzlichkeit und Durchsetzung der Partei- 
lichkeit in der Rechtsprechung“. 


2. Wieviel politische Gefangene sind nach 
Kenntnis der Bundesregierung in den letz- 
ten Monaten freigelassen worden? 

Der Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen 
hat am 30. Mai 1956 vor dem Bundestag die Zahl 
der seit Januar 1954 entlassenen politischen Häft- 
linge mit 13 428 angegeben. Mit ziemlicher Wahr- 
scheinlichkeit sind vom Juni bis Ende November 
1956 weitere 5759 Häftlinge entlassen worden, so 
daß also, vom Ausgangspunkt der Entlassungsaktio- 
nen im Juni 1954 an gerechnet, bis heute 19 187 
politische Häftlinge entlassen wurden. Die Entlas- 
sungen politischer Häftlinge gehen weiter. Jedoch 
sind in den Monaten Oktober und November die- 
ses Jahres wesentlich weniger Häftlinge entlassen 
worden als in den Vormonaten. 
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8. Wie groß ist die Zahl der aus politischen 
Gründen in der Sowjetzone noch immer 
V erurteilten hzw. Verhafteten? In welchen 
Gefängnissen und Zuchthäusern befinden 
sie sich? 

Da seit Juni 1956 5759 politische Häftlinge ent- 
lassen worden sind und damals 18 900 Fälle poli- 
tischer Verurteilungen bekannt waren, ist heute 
davon auszugehen, daß noch 13 141 politische Häft- 
linge von ursprünglich 18 900 sich in sowjetzona- 
ler Haft befinden. Hinzu kommt aber die Zahl der 
politischen Häftlinge, die seit Anfang Juni d. J. 
verurteilt worden sind. Man kann also sagen, daß 
sich die erschreckenden Verhältnisse auf dem Ge- 
biet der sowjetzonalen politischen Strafjustiz nicht 
wesentlich geändert haben. 

Unter den Haftanstalten, in denen die Häftlinge 
einsitzen, befindet sich Waldheim, Brandenburg- 
Görden, Bautzen, Bützow-Dreibergen, Torgau, 
Cottbus, Berlin, Halle, Luckau, Magdeburg, Unter- 
maßfeld, Hoheneck, Görlitz, Coswig, Naumburg, 
Altenburg, Gräfentonna, Zwickau, Neustrelitz- 
Strelitz, Leipzig, Greifswald, Quedlinburg, Halber- 
stadt. Weitere Häftlinge befinden sich in kleineren 
Strafvollzugsanstalten, Haftarbeitslagern und Haft- 
krankenhäusern. 


4. Unter welchen Bedingungen leben diese 
Gefangenen? Seit wann dürfen ihnen keine 
Pakete mehr geschickt werden? 

Seit der Sitzung des Deutschen Bundestages am 
30. Mai 1956 hat sich die Behandlung der Inhaftier- 
ten in den sowjetzonalen Strafanstalten in einigen 
Punkten etwas verbessert. Den Besuchern wurden 
größere Freiheiten gewährt; das Wachpersonal be- 
fleißigt sich größerer Korrektheit gegenüber den 
Inhaftierten. Die Zellen sind durch Entlassungen 
und Verlegungen nicht mehr so stark belegt. Da- 
gegen ist die Verpflegung, die für Gesundheit und 
Leben der Inhaftierten ausschlaggebend ist, gleich, 
d. h. unzureichend, weil einseitig geblieben. Da- 
durch ist auch im allgemeinen in dem Gesundheits- 
zustand der Inhaftierten keine Änderung gegenüber 
dem Frühjahr d. J. eingetreten. Von der unzurei- 
chenden Ernährung werden besonders hart getrof- 
fen die nicht arbeitsfähigen Inhaftierten, das sind 
insbesondere die langfristig Verurteilten und die 
Personen, die in Einzelhaft gehalten werden. 

Einen Eindruck davon, wie schlecht der Gesund- 
heitszustand der aus politischen Gründen Inhaf- 
tierten ist, vermittelt der Betrag von 1,6 Millionen 
DM (Stichtag: 31. Oktober 1956), der im ersten 
Halbjahr des Rechnungsjahres 1956 aus dem Bun- 
deshaushalt für die gesundheitliche Versorgung der 
unter das Häftlingshilfegesetz fallenden Personen, 
worunter sich überwiegend Haftentlassene aus der 
sowjetischen Besatzungszone befinden, gezahlt wer- 
den mußte. 


Wenn irgend möglich, werden die Inhaftierten 
zur Arbeit herangezogen, so daß 65 v. H. bis 
80 V. H. der Insassen in den Haftanstalten im Ar- 
beitseinsatz stehen. Die sowjetzonalen Behörden 
haben den Verdacht nicht entkräften können, daß 
sie neben anderen Gründen auch wegen ihres In- 
teresses an diesem Arbeitseinsatz die Betreuung 
der Inhaftierten durch ihre Angehörigen mit Pa- 
keten und Geld weitgehend unterbunden haben. 

Die Häftlinge durften bis zum Oktober 1956 
keine Pakete mehr empfangen. Am 17. Oktober 
1956 hat der Vorsitzende des Zentralausschusses 
des DRK der sowjetischen Besatzungszone an den 
Präsidenten des DRK in der Bundesrepublik mit- 
geteilt, daß ab sofort die Inhaftierten anläßlich 
ihres Geburtstages ein Paket von ihren Angehöri- 
gen empfangen dürfen. Dieses Ergebnis von Ver- 
handlungen des DRK der Bundesrepublik mit dem 
sowjetzonalen DRK wird noch ergänzt durch eine 
Vereinbarung, die von dem DRK der Bundesrepu- 
blik mit dem sowjetzonalen DRK über Geldsen- 
dungen an Inhaftierte in den Strafanstalten im 
September 1956 getroffen wurde. Durch diese Ver- 
einbarung ist erreicht worden, daß sich die Inhaf- 
tierten, deren Angehörige sich in der Bundesrepu- 
blik befinden, im Monat bis zu 10 DM empfangen 
dürfen. Damit ist die unterschiedliche Behandlung 
der Inhaftierten, die die Bundesregierung in ihrem 
Bericht kritisiert hatte, beseitigt worden. 

Die Feststellung der Bundesregierung vom Mai 
1956 trifft aber auch noch heute zu, daß die finan- 
zielle Unterstützung keinen angemessenen Ersatz 
für die seit dem 1. November 1955 ausgefallenen 
Monatspakete darstellt und auch weiterhin die 
ernste Gefahr besteht, daß sich der Gesundheits- 
zustand der politischen Gefangenen verschlechtert, 
zumal befürchtet werden muß, daß die Verpfle- 
gung bei der angespannten Versorgungslage in der 
Zone nicht besser, sondern schlechter werden wird. 


5. Auf Grund welcher Bestimmungen sind 
diese Gefangenen verurteilt worden? 

Die Mehrzahl der Urteile aus neuerer Zeit, ins- 
besondere wegen Abwerbung, Spionage und Boy- 
kotthetze, stützt sich auf Artikel 6 der Verfassung 
der sogenannten „DDR“. 


6. Wie groß ist jetzt noch die Zahl der Gefan- 
genen, die der Sowjetzonenverwaltung 
durch die sowjetischen Besatzungsbehörden 
zur V erurteilung bzw. zum Strafvollzug der 
durch Militärtribunale verhängten Strafen 
übergeben wurden? 

Die Zahl der noch in Haft befindlichen SMT- 
Häftlinge wird vom Ministerium für gesamtdeut- 
sche Fragen mit rund 500 angegeben. 
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7, Befinden sich noch Verurteilte des 17. Juni 
1953 in den Strafanstalten der sowjetisch 
besetzten Zone? 

Am 30. Mai d. J. befanden sich nach Mitteilung 
des Bundesministeriums für gesamtdeutsche T’ra- 
gen noch 600 von etwa 800 zu Freiheitsstrafen Ver- 
urteilten des 17. Juni in Haft. Nach den neuesten 
Schätzungen sind inzwischen 100 bis 150 Juni- 
Häftlinge entlassen worden, so daß sich noch etwa 
450 bis 500 in Haft befinden dürften. 


8. Liegen der Bundesregierung Unterlagen da- 
für vor, daß die angekündigten neuen Me- 
thoden auf dem Gebiete des Arbeitsrechts 
zu tatsächlichen Veränderungen geführt 
haben? 

Bisher ist es im wesentlichen bei Ankündigung 
von Verbesserungen der Lage der Werktätigen ge- 
blieben. Als tatsächliche Veränderung ist der Weg- 
fall der Ortsklassen C und D sowie der Länder- 
klassen in der sogenannten „sozialistischen Wirt- 
schaft“ einschließlich der Verwaltung zu nennen, 
obwohl hiermit vor allem auch die Fluktuation von 
Arbeitskräften innerhalb der „sozialistischen Wirt- 
schaft“ unterbunden werden sollte. Nach einer 
ADN-Meldung soll sich hierdurch der Verdienst 
von 1 Million Arbeitnehmern um etwa 250 Millio- 
nen DM-Ost im Jahr erhöhen. Ferner wurde mit 
Verordnung vom 23. August 1956 die gesamte po- 
litische, organisatorische und finanzielle Leitung 
der Sozialversicherung für Arbeiter und Ange- 
stellte auf den FDGB übertragen. Die Sozialver- 
sicherung der Bauern, Handwerker und sonstigen 
Erwerbstätigen ist dagegen rückwirkend vom 
1. Januar 1956 ab auf die Deutsche Versicherungs- 
anstalt übertragen worden. Diese Maßnahme hat 
eine Beitragserhöhung bei gleichen Leistungen zur 
Folge. Die Durchführung einer Rentenreform und 
einer Arbeitszeitverkürzung auf 45 Stunden sind 
angekündigt, jedoch mit dem Vorbehalt, daß diese 
Erfolge erst durch die Leistungen der Werktätigen 


in der Erfüllung des zweiten Fünf jahresplanes er- 
wirtschaftet werden müßten. 


9. Trifft es zu, daß seit Anfang dieses Jahres 
durch die Bildung von „Produktionsgemein- 
schaften** der Druck auf das Handwerk ver- 
schärft worden ist? 

Der Druck auf das Handwerk und den Einzel- 
handel verstärkt sich immer mehr. Durch ver- 
schärfte Maßnahmen in der Steuerbeitreibung und 
verringerte Materialzuteilung wird versucht, den 
selbständigen Handwerker zum Eintritt in eine 
Handwerkerproduktionsgenossenschaft zu veran- 
lassen. Als Anreiz zum Eintritt wurden durch Ver- 
ordnung vom 6. September 1956 umfangreiche 
Steuerermäßigungen für Produktionsgenossen- 
schaften verfügt. 

Durch Umwandlung von Privatbetrieben in 
Kommanditgesellschaften mit staatlicher Beteili- 
gung soll die Selbständigkeit der privaten Unter- 
nehmer eingeengt werden. Die Anträge auf Staats- 
beteiligung bei Privatunternehmern haben bis zum 

10. September 1956 bereits die Zahl von rund 
600 erreicht. 


10. Wieviel Prozesse wegen sogenannter Ab- 
werbung haben in den letzten Monaten 
in der Sowjetzone stattgefunden? Dauern 
solche V erfahren noch an? 

Seit dem 27. Januar 1956, an dem das Oberste 
Gericht die bekannten 4 Urteile wegen sogenannter 
Abwerbung verhängte, sind insgesamt 83 „Abwer- 
bungsurteile“ erlassen worden. Die Strafen liegen 
im Durchschnitt zwischen 2 bis 8 Jahren. 

Bonn, den 12. Dezember 1956 

Freiherr Biederer von Paar 

Berichterstatter 


11. Bericht über die Entwicklung der Verbindungsmöglichkeiten 
zwischen den beiden Teilen Deutschlands seit der Bundestagsdebatte 

vom 30. Mai 1956 


Berichterstatterin: Abgeordnete Frau Hütter 

11. Was ist in den letzten Monaten 

a) seitens der Bundesrepublik, 

b) seitens der Verwaltung der Sowjetzone 
geschehen, um den Verkehr der Menschen 
zwischen den beiden Teilen Deutschlands 
zu erleichtern? 


Reise- Verkehr 

Was die amtlichen Ausweise, die für Reisen über 
die Zonengrenze benötigt werden, angeht, so kön- 
nen von der Verwaltung des Bundesgebietes kei- 
nerlei Maßnahmen veranlaßt werden, da die Be- 
hörden der Bundesrepublik für das Überschrei- 
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ten der Zonengrenze in beiden Richtungen keine 
Reiseausweise verlangen; vielmehr genügt es, daß 
sich der Reisende durch einen Personalausweis als 
Deutscher ausweisen kann. Die von dem sowjet- 
zonalen Innenminister im Mai 1956 angekündigten 
Erleichterungen sind von den sowjetzonalen Behör- 
den im allgemeinen durchgeführt worden; die Zahl 
der in den Monaten Juli bis November 1956 in das 
Bundesgebiet Eingereisten ist gegenüber der glei- 
chen Zahl des Vorjahres um 26 v. H. gestiegen. 

Die Bundesregierung hat die Reisehilfe für Be- 
sucher aus der sowjetisch besetzten Zone fortge- 
führt; Besucher des Bundesgebietes können für die 
Rückfahrt einen Gutschein für die Lösung einer 
Fahrkarte bis zur ersten Eisenbahnstation jenseits 
der Zonengrenze erhalten. Die hierfür erlassenen 
Richtlinien sind inzwischen so abgeändert worden, 
daß sich der Kreis der für diese Hilfsmaßnahmen 
in Frage kommenden Besucher erweitern wird. 

Besucher, die im Bundesgebiet erkranken, erhal- 
ten auf Kosten des Bundes Krankenhilfe. 

Außerdem werden den Besuchern seit 15. No- 
vember 1956 10 DM in bar durch die Verwaltungen 
der Landkreise und kreisfreien Städte ausgezahlt. 
Daneben können sie Beihilfen zu den Kosten er- 
halten, die ihnen während der Einreise, insbeson- 
dere durch die Benutzung von Privatbahnen oder 
sonstigen Verkehrsmitteln, entstehen; diese Auf- 
gabe wird von den auf den Bahnhöfen vorhande- 
nen örtlichen Stellen (z. B, Bahnhofsmission usw.) 
der Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege 
erledigt. 

Ferner sind die kommunalen Spitzenverbände 
erneut gebeten worden, die ihnen angeschlossenen 
Gemeinden nochmals anzuregen, den Besuchern 
Vergünstigungen bei der Benutzung kommunaler 
Einrichtungen (Theater, Museen, Straßenbahnen 
usw.) zu gewähren. 

Im Eisenbahnverkehr hat die sowjetzonale 
Reichsbahn den Anträgen der Deutschen Bundes- 
bahn auf Gestellung von Sonderzügen (z. B. für 
die Beförderung Westberliner Ferienkinder in die 
Bundesrepublik, der Teilnehmer an den beiden 
Kirchentagen in Frankfurt a, M. und Köln usw.) 
angemessen entsprochen. Mit dem Inkrafttreten 
des Winterfahrplans (am 30. September 1956) sind 
die Kontrollen an der Zonengrenze durch Kontrol- 
len im fahrenden Zug ersetzt worden, so daß die 
Aufenthaltszeiten an der Grenze auf das betriebs- 
technisch notwendige Maß herabgesetzt werden 
konnten. 

Zwischen Deutscher Bundesbahn und sowjet- 
zonaler Reichsbahn wurde im November 1956 
außerdem vereinbart, den Interzonenreiseverkehr 
im Fahrplanjahr 1957/58 zu verstärken. Die Zahl 
der täglich verkehrenden Züge soll von 13 auf 16 
Zugpaare, die Zahl der Entlastungszüge von 12 auf 
16 Zugpaare erhöht werden. Darüber hinaus hat 
sich die sowjetzonale Reichsbahn erneut bereit er- 
klärt, bei starkem Verkehrsanfall die Übernahme 
einzelner zusätzlicher Züge von Fall zu Fall zu 


prüfen. Dagegen ist in den bisherigen Verhandlun- 
gen über die Einführung von Schnelltrieb wagen- 
verbindungen zwischen Berlin und den wichtigsten 
Städten des Bundesgebietes kein Fortschritt zu er- 
zielen gewesen. 

Straßenverkehr 

Im Straßenverkehr sind gewisse Erleichterungen 
festzustellen. Im Personenwagenverkehr ist keine 
Änderung eingetreten, zumal nach wie vor bei 
Reisen in die sowjetisch besetzte Zone eine beson- 
dere Erlaubnis für die Mitnahme eines Kraftfahr- 
zeugs verlangt wird, die von der Behörde des Auf- 
enthaltsortes in der Sowjetzone erteilt und in der 
für die Person geltenden Aufenthaltsgenehmigung 
besonders vermerkt und mit einem besonderen 
Dienstsiegel versehen wird. 

Als eine Maßnahme der Erleichterung des Stra- 
ßenverkehrs ist der Abschluß eines Abkommens 
zwischen dem westdeutschen Verband der Haft- 
pflicht-, Unfall- und Kraftverkehrsversicherer 
(HUK- Verband) und der sowjetzonalen „Deutschen 
Versicherungsanstalt“ über die Regulierung von 
Schadensersatzansprüchen, die aus dem Betrieb 
von Kraftfahrzeugen herrühren, anzusehen; auf 
diese Weise wird vermieden, daß die sowjetzona- 
len Grenzbehörden beim Grenzübertritt jeweils 
den Abschluß einer Haftpflichtversicherung für 
jede einzelne Fahrt verlangen. 

V erkehrskontrollen 

Der Verkehr zwischen Westberlin und der Bun- 
desrepublik geht sowohl auf der Autobahn wie 
auf der Eisenbahn reibungslos vor sich. Die Kon- 
trolle wird sehr entgegenkommend gehandhabt, 
die Fahrgäste brauchen nicht mehr auszusteigen. 
Infolgedessen sind sowohl im Eisenbahnverkehr, 
wie im Omnibusverkehr die Fahrzeiten verkürzt 
worden. Bei den Reiseomnibussen beträgt die Ver- 
kürzung im Durchschnitt Vg Stunde, sie soll noch 
weiter verkürzt werden. 

Kontrolle von Geldmitteln 

Hinsichtlich der Kontrolle von Geldmitteln ist 
im Omnibusverkehr eine Vereinfachung eingetre- 
ten. Die Fahrer der Reiseomnibusse müssen drei 
Listen ausfüllen, wobei auf einer die Höhe der 
Geldmittel aller Passagiere angegeben wird. Auf 
diese Weise wird die Einzelkontrolle vermieden. 

V erkehrsstraf en 

Die Verkehrsstrafen sind nicht erhöht worden 
und bewegen sich in angemessener Höhe. 

Wiederherstellung und Wiederaufbau von Ver- 
kehrswegen 

Die in der Presse propagierte Verlegung der de- 
montierten zweiten Gleise auf den Hauptstrecken 
ist bisher nicht in Angriff genommen worden. Am 
13. August hat eine Konferenz im sowjetzonalen 
Verkehrsministerium den Plan erörtert, zunächst 
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einmal die Interzonen-Verkehrsstrecke Berlin — 
Marienborn vollständig zv/eigleisig auszubauen. 
Die Bundesbahn hat der sowjetzonalen Eisenbahn- 
Verwaltung die erforderlichen Schienen und das 
Signalmaterial angeboten. Aus politischen Grün- 
den ist dieses Angebot bisher nicht angenommen 
worden. Im Rahmen der hierüber geführten Ge- 
spräche v/urde darüber verhandelt, ob der Güter- 
zugverkehr, der bisher nur über den Kontroll- 
punkt Marienborn läuft, in Zukunft nicht auch 
über andere Grenzkontrollpunkte geleitet werden 
sollte. Ergebnisse sind noch nicht mitzuteilen. 

Eine nennenswerte Wiederherstellung der Ver- 
kehrswege oder zerstörter Brücken ist nicht zu 
verzeichnen. Die Elbe-Brücke ist im vergangenen 
Jahr fertiggestellt und die Nuthe-Brücke wird zur 
Zeit gebaut, es ist mit ihrer baldigen Fertigstel- 
lung zu rechnen. 

Umzugsgenehmigungen 

Bekanntlich erschweren seit jeher die zuständi- 
gen Volkspolizeistellen in Sektor und Zone auf 
Anordnung der Hauptverwaltung DVP die 
Umzugsgenehmigungen (Ausreisegenehmigungen) . 
Diese Ausreisegenehmigungen, die die Vorausset- 
zung für die Erteilung von Warenbegleitpapieren, 
mit denen das Umzugsgut versehen sein muß, dar- 
stellen, werden grundsätzlich nur Rentnern, Inva- 
liden usw., d. h. arbeitsunfähigen Personen bewil- 
ligt. Arbeitsfähigen Personen hingegen wird die 
Ausreisegenehmigung unabhängig davon, ob sie 
wirtschaftliche Schlüsselkräfte sind oder nicht, 
generell verweigert. 

Obgleich nach Mitteilung des Berliner Zolls die 
Umzüge nach Berlin (West) bzw. dem Bundesge- 
biet in den letzten Monaten zugenommen haben, 
kann zur Zeit nicht gesagt werden, ob diese an- 
steigende Tendenz tatsächlich auf eine Lockerung 
der sowjetzonalen Ausreisebestimmungen — ggf. 
in der vorerwähnten Richtung — zurückgeführt 
werden kann. 

Schiffsverkehr 

Der Schiffsverkehr auf der Elbe hatte im Som- 
mer einen Höchststand mit einem Tagesdurch- 
schnitt bis zu 68 Schiffen zu verzeichnen. 


12. Trifft es zu, daß die Behörden der sowje- 
tisch besetzten Zone die Genehmigung zu 
Besuchen von V erwandten in der Bundes- 
republik weiter eingeschränkt haben? 

Besuche von Verwandten 

Besuche von Verwandten im Bundesgebiet sind 
jetzt wieder leichter möglich. Die sowjetzonale 
Verwaltung macht die Genehmigung jedoch nach 
wie vor abhängig von der Ausstellung einer Per- 
sonalbescheinigung, wie umgekehrt Bewohner des 
Bundesgebietes zur Einreise in die sowjetische Be- 
satzungszone einer sowjetzonalen Aufenthaltsge- 
nehmigung bedürfen. 


Am 3. September 1956 hat der sowjetzonale Mi- 
nister des Innern eine Ergänzungsanordnung zu 
der Anordnung über die Regelung des Interzonen- 
Reiseverkehrs vom 21. November 1953 erlassen, in 
der ausdrücklich bestimmt wird, daß die Aufent- 
haltsgenehmigung für Reisende aus der Bundes- 
republik, die beabsichtigen, „Angehörige oder Be- 
kannte aufzusuchen bzw. Dienst- oder Geschäfts- 
reisen zu machen“, verweigert werden kann, wenn 
„durch den Einreisenden die Gewähr nicht gegeben 
ist, daß die Grundsätze der Verfassung der DDR 
und die demokratische Gesetzlichkeit eingehalten 
werden“. 


13. Welche weiteren Schritte empfiehlt die 
Bundesregierung, um die innerdeutschen 
Beziehungen zu fördern? 

Am 30. Mai 1956 wurden im Deutschen Bundes- 
tag vom Herrn Bundesminister für gesamtdeutsche 
Fragen eine Reihe von Vorschlägen der Bundes- 
regierung zur Förderung der innerdeutschen Be- 
ziehungen vorgelegt. 

Hierbei war zunächst die Abschaffung aller Son- 
derausweise, die die Sowjetzonenverwaltung im 
Personenverkehr noch verlangt, empfohlen wor- 
den. Bis zur Vorlage dieses Zwischenberichts 
konnte keine Änderung festgestellt werden. 

Dann wurde die Wiedereröffnung der zahl- 
reichen Grenzübergänge, die seit 1945 gesperrt 
sind, und insbesondere der seit Mai 1952 gesperr- 
ten Übergänge vorgeschlagen. Auch hier wurde 
bisher kein Fortschritt erzielt. 

Dasselbe gilt für die Aufhebung der Sperrzone 
längs der Sowjetzonengrenze. 

Ferner sollte nach der Empfehlung der Bundes- 
regierung der Versuch unternommen werden, die 
Kontrollen durch die sowjetzonalen Grenzorgane 
noch weiter einzuschränken. Die gegebene Lage 
wurde an anderen Stellen dieses Berichtes darge- 
stellt. 

Mit seinen Vorschlägen hatte der Bundesminister 
für gesamtdeutsche Fragen eine Erweiterung des 
Interzonenhandels empfohlen. Nach Mitteilung des 
Bundesministeriums für Wirtschaft hat sich jedoch 
bisher auch hier keine Veränderung ergeben. 

Die Empfehlungen der Bundesregierung im Zu- 
sammenhang mit ihrer Antwort auf die interfrak- 
tionelle Große Anfrage haben schließlich folgende 
konstruktive Vorschläge zur Erleichterung der 
innerdeutschen Beziehungen umfaßt: 

a) Wiederherstellung und Verbesserung der Ver- 
kehrswege, Wiederaufbau von Eisenbahnstrek- 
ken und Wiedereinbau der zweiten Gleise auf 
den Hauptstrecken. Förderung des Straßenver- 
kehrs durch Wiederherstellung der noch zer- 
störten Brücken im Zuge wichtiger Durchgangs- 
straßen. Gemeinsame Planung des Straßenaus- 
baues, um ein einheitliches deutsches Verkehrs- 
netz zu erzielen. Zulassung neuer Kraftfahr- 
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linien. Befreiung des Verkehrs mit Personen- 
wagen von besonderen Erlaubnissen oder von 
besonderen Eintragungen in Reisepapiere usw. 

b) Verhandlungen zwischen den Eisenbahnverwal- 
tungen über die Vermehrung der Zahl der 
Reise- und Güterzüge. 

c) Technische Verbesserungen im Fernsprech-, 
Fernschreib- und Telegrammverkehr, A^diaf- 
fung der ^ensur im Postverkehr. 

d) Beseitigung der sowjetzonalen Bestimmungen 
Über die Einschränkung des Paket- und Päck- 
chenverkehrs, um den Versand von Liebesgaben 
und damit die Beziehungen von Mensch zu 
Mensch zu fordern. 

Zu den Vorschlägen unter a) und b) wurden, wie 
zu erinnern ist, an anderer Stelle des Berichts ge- 
wisse Fortschritte vermerkt. 

Hinsichtlich der Forderungen unter c) und d) 
blieben die Verhältnisse unverändert. 


14. Welche Schritte könnten insbesondere er- 
folgen, um den geistigen und kulturellen 
Zusammenhalt zwischen den beiden Teilen 
Deutschlands zu pflegen? 

Richtlinien für diese Tätigkeit sind in der Ent- 
schließung der Kultusministerkonferenz vom 
4. März 1955 für Bund und Länder festgelegt wor- 
den. Innerhalb dieser Richtlinien werden besonders 
befürwortet: 

Verbindung mit der Bevölkerung 

Den Besuchern aus der sowjetich besetzten Zone 
soll insbesondere Gelegenheit geboten werden, am 
kulturellen Leben Westdeutschlands in voller Frei- 
heit teilzunehmen. 

S:- 

Die menschliche Begegnung 

auf Kongressen, Tagungen, Festspielen, Sportver- 
anstaltungen sowie die Beschickung von Kunst- 
Ausstellungen mit Werken deutscher Meister aus 
den Museumsschätzen der Bundesrepublik. In den 
letzten Monaten fanden an die zweihundert Kul- 
turtagungen statt, zu denen Teilnehmer aus der so- 
wjetisch besetzten Zone erschienen waren, darunter 
ca. 40 wissenschaftliche Tagungen. Des weiteren 
fanden Gastvorlesungen westdeutscher Professoren 
an mitteldeutschen Hochschulen statt; die Hum- 
boldt-Universität in Ost-Berlin allein führte im 
Sommersemester 1956 37 Gastvorlesungen durch. 

Gering ist die Zahl der in der sowjetisch besetzten 
Zone durchgeführten Gastspiele von westdeutschen 
Theatern, Orchestern und Konzertvereinigungen. 
Allein in der Unterschiedlichkeit der Währungen 
und in den bestehenden Verhältnissen im Zah- 
lungsverkehr dürften wesentliche Ursachen hierfür 
zu suchen sein. Noch reichen außerdem die finan- 


ziellen Unterstützungen aus öffentlicher Hand — 
insbesondere durch die Großstädte und durch die 
Länderkultusverwaltungen — für die Intensivie- 
rung dieser wertvollen Verbindung zu den kultu- 
rell aufgeschlossenen Teilen der Bevölkerung der 
sowjetischen Besatzungszone nicht aus. 

In weit größerem Umfange als bisher werden 
auch finanzielle Zuschüsse für Studienreisen be- 
nötigt. 

Allerdings werden die Bemühungen der Bundes- 
regierung durch das Ministerium für Kultur der 
SBZ erschwert, das davor warnt, westdeutsche Kul- 
turschaffende ohne Einvernehmen mit den zustän- 
digen Stellen in die SBZ einzuladen, well die Ein- 
geladenen „Spionage betreiben oder Abwerbungs- 
versuche unternehmen könnten“. 


Freier Austausch von Zeitungen und Zeitschriften 

Der freie Bezug aller Druckerzeugnisse unter- 
liegt nach wie vor einer Einschränkung durch das 
Monopol der Postzeitungsliste in der sowjetisch be- 
setzten Zone. Ebenso verhält es sich mit dem Bezug 
wisenschaftlicher Zeitungen und Zeitschriften, wäh- 
rend sowjetzonale wissenschaftliche Druckerzeu- 
nise in der Bundesrepublik ungehindert bezogen 
werden können. An diesem Zustand kann — wie 
die Bundesregierung erklärt — nichts geändert 
werden, solange nicht die Gegenseitigkeit durch 
Einführung der Pressefreiheit in der sowjetisch be- 
setzten Zone gewährleistet ist. 

Rundfunk 

Nach wie vor wird der Empfang westdeutscher 
Rundfunksendungen in der sowjetisch besetzten 
Zone durch eine Unzahl Störsender unterbunden, 
während die Sendungen des Rundfunks in der 
Sowjetzone im Gebiet der Bundesrepublik unge- 
stört gehört werden können. 


15. Welche Vereinbarungen der vier Kontroll- 
mächte, die nach allen bekannten Verträ- 
gen die Verantwortung für ganz Deutsch- 
land behalten haben, untereinander oder 
mit deren Einverständnis zwischen deut- 
schen Verwaltungsstellen wären geeignet, 
die innerdeutschen Verbindungen und da- 
mit die Wiedervereinigung Deutschlands 
zu erleichtern? 

Im Augenblick sind keine neuen Wege zur Er- 
leichterung der innerdeutschen Verbindungen 
sichtbar. 


Bonn, den 12. Dezember 1956 

Frau Hütter 
Berichterstatterin 
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III. Bericht über die Entwicklung in Berlin 
seit der Bundestagsdebatte vom 30. Mai 1956 

Berichterstatter: Abgeordneter Brandt (Berlin) 


16. Wie beurteilt die Bundesregierung die er- 
wähnten Erklärungen, und welche Mög- 
lichkeiten sieht sie für eine Erleichterung 
des Verkehrs von und nach Berlin? 

Die Ausführungen des BundesministeTs Kaiser 
vom 30. Mai 1956 über den Verkehr zwischen der 
Bundesrepublik und Berlin sind immer noch 
zutreffend. Die Personen- und Gepäckkontrollen 
an den Demarkationslinien rund um Berlin und in 
den Verkehrsmitteln bei der Fahrt nach Berlin 
haben nicht aufgehört, sondern unterliegen nur ge- 
wissen Schwankungen nach der positiven wie nach 
der negativen Seite hin. Im Augenblick sind die 
Kontrollen rund um Berlin ebenso wie die an den 
Zonengrenzen etwas konzilianter. 

Das Hin- und Herschwingen des Pendels zeigt sich 
etwa am Beispiel der Westberliner Exklave Stein- 
stücken, Hatte man vor einiger Zeit die Reparatur 
eines Kühlschrankes eines Lebensmittelhändlers 
zum Schaden der Einwohner Steinstückens verhin- 
dert und hatte man dem Regierenden Bürgermei- 
ster von Berlin und dem Bürgermeister des zu- 
ständigen Verwaltungsbezirks Zehlendorf den Zu- 
gang zu diesem Westberliner Gebiet ohne Passier- 
schein verwehrt, so war vorübergehend eine starke 
Lockerung der Passierscheinpflicht für Handwer- 
ker, Feuerwehr, Schornsteinfeger usw. festzustel- 
len. Für Ärzte und Kohlenhändler wurde der Pas- 
sierscheinzwang gänzlich aufgehoben. Schon wie- 
der aber haben sich die Verhältnisse verschlechtert 
und die Bedingungen erschwert. 

Abgesehen hiervon ist zu registrieren, daß in 
letzter Zeit einzelne Straßensperren an den Sek- 
torengrenzen beseitigt worden sind, wozu der gar 
zu offensichtliche Widerspruch zwischen diesen 
Barrikaden einerseits und den Transparenten 
gegen die „Spalter“ andererseits beigetragen haben 
mag. 


17. Welche technischen Kontakte zwischen den 
beiden Teilen Berlins bestehen noch und 
welche — z. B. Straßenbahn, Telefon — 
könnten nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung unverzüglich wiederher gestellt wer- 
den, wenn es die östliche Verwaltung zu- 
ließe? 

Die Antwort des Bundesministers für gesamt- 
deutsche Fragen enthielt den Satz: „Die Bundes- 
regierung ist der Ansicht, daß sich bei gutem Wil- 
len der Ostberliner Stadtverwaltung diese Kon- 
takte wesentlich erweitern ließen.“ Der Berlmer 
Senat hat in der Zwischenzeit diesen „guten Wil- 
len“ erneut auf die Probe gestellt und einen 


Senatsrat für technische Gespräche benannt, durch 
die Erleichterungen im Interesse der Berliner Be- 
völkerung ermöglicht werden könnten. Die damit 
gebotene Möglichkeit, etwas für die Bevölkerung 
in beiden Teilen der Stadt zu tun, ist von den 
Machthabern des Ostsektors ausgeschlagen worden. 
Sie haben solche technischen Gespräche abgelehnt 
und Verhandlungen darüber auf „höherer Ebene“, 
d. h. unter politischen Vorzeichen, gefordert. 

Besprechungen des Senats mit sowjetischen Stel- 
len haben zur Rückgabe des Rundfunlchauses in 
der Masurenallee geführt. 


18. Wie beurteilt die Bundesregierung die 
serienmäßige Verhängung von Geldstrafen 
gegen Bewohner des Ostsektors, die in 
Westberlin arbeiten oder deren Kinder 
W estberliner Schulen besuchen? 

Hierzu ist im Augenblick — mit dem Hinweis, 
daß erfahrungsgemäß plötzlich wieder Verände- 
rungen eintreten können — die Tatsache festzustel- 
len, daß der Besuch von Westberliner Schulen nicht 
mehr nennenswert gestört wird. 

Bei Erlaß einer neuen Verordnung der Pan- 
kower Machthaber, wonach westberliner Einnah- 
men aus Arbeitsverhältnissen .auf westberliner 
Konten nicht mehr der Anbletungspflicht und da- 
mit der Beschlagnahme im Osten unterliegen, 
tauchte die Hoffnung auf, daß damit auch der 
große Kreis derjenigen eine Erleichterung ihrer 
Lebensmöglichkeiten erfahren würde, der Alters- 
pensionen entweder vom Lande Berlin oder von 
Westberliner Unternehmungen bezieht. Diese Hoff- 
nung hat getrogen. Nach sowjetzonaler Terminolo- 
gie gehören die Einnahmen aus einem seit Jahr- 
zehnten bestandenen früheren Arbeitsverhältnis 
nicht zu den Einnahmen aus Arbeitsverhältnissen. 
Eine Erleichterung bedeutet diese Verordnung in 
Wirklichkeit nur für einen zahlenmäßig unbedeu- 
tenden Kreis von freiberuflich Tätigen, von Künst- 
lern, Wissenschaftlern und vielleicht auch von 
Handelsvertretern. 


19. Sind noch in der letzten Zeit Fälle vorge- 
kommen, in denen sich Angehörige Ostber- 
liner Betriebe oder Verwaltungen schrift- 
lich verpflichten mußten, Westberliner Bo- 
den nicht zu betreten? 

Es ist keine Veränderung etwa im Sinne einer 
Aufhebung dieser Beschränkungen festzustellen. 
Jedoch sind neue derartige Verpflichtungen nicht 
bekanntgeworden. 
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20. Wieviel Fälle von Menschenraub aus West- 
berlin sind nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung in der letzten Zeit vorgekommen? 

Hierzu ist zu berichten, daß in der Zeit vom 
9. Mai bis 12. Dezember 1956 drei vollendete Fälle 
von Menschenraub durch List vorgekommen sind 
und vier versuchte Menschenraubfälle. Davon zwei 
durch List und zwei durch Gewalt. Insgesamt sind 
seit 1949 bis heute 186 Fälle von Menschenraub 
und 77 Fälle von versuchten Entführungen durch 
List oder Gewalt zu verzeichnen. 


21. Wie hoch ist die Zahl der Westberliner Sied- 
ler und Kleingärtner, denen seit Verhän- 
gung der Sperrmaßnahmen im Jahre 1952 
die Nutzung ihrer Grundstücke in den 
Pi,andgebieten der Sowjetzone verwehrt 
wird? 

Hier ist keine Verbesserung festzustellen. Be- 
troffen sind ca. 40 000 Westberliner Kleingärtner 
und Grundstücksbesitzer. 


22. Werden die Westberliner noch immer daran 
gehindert, die in den Randgebieten der 
Stadt gelegenen Friedhöfe zu besuchen? 

In dieser Frage ist eine neue Situation eingetre- 
ten, die zwar längst nicht den berechtigten Wün- 
schen entspricht, aber immerhin einen Fortschritt 
darstellt. Westberliner Bürger, deren nächste An- 
gehörige — Eltern, Geschwister, Ehegatten, Groß- 


eltern und Kinder — auf diesen Friedhöfen be- 
stattet sind, können danach einen Dauerpassier- 
schein zum Besuch des betreffenden Friedhofs er- 
halten, der für ein Jahr Gültigkeit hat und eine 
Westmark kostet. Daneben werden Passierscheine 
an besonderen Feiertagen unabhängig vom Grad 
der Verwandtschaft ausgestellt. 


23. Wie beurteilt die Bundesregierung das Miß- 
verhältnis zwischen den Rechten und 
Pflichten, die die Vier Mächte für Berlin 
übernommen haben, und der Tatsache, daß 
im Ostsektor bewaffnete „Kampf gruppen^‘ 
und Formationen der sowjetzonalen Streit- 
kräfte aufmarschieren? 

Es ist keine grundsätzliche Änderung festzustel- 
len. In der Praxis scheint sich eine rückläufige Ent- 
wicklung zu zeigen. Bei den „Kampfgruppen“ im 
Ostsektor Berlins ruht vielfach der Ausbildungs- 
betrieb, weil sich die Mitglieder unter Hinweis auf 
die erhöhten Normen weigern, ihre geringe Frei- 
zeit weiter einschränken zu lassen. Auch in der 
Zone ist die Kampfgruppentätigkeit durch die Un- 
lust der Mitglieder vielfach eingeschlafen. Ande- 
rerseits ist ein starker Druck auf die Meister und 
Brigadiere, vor allem in den großen VE-Betrieben, 
festzustellen. Nach neuesten Meldungen soll an den 
Schulen Unterricht im Schießen und in Gelände- 
übungen erteilt werden. 

Bonn, den 12. Dezember 1956 

Brandt (Berlin) 

Berichterstatter 


C. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den vorstehenden Ersten Bericht des Ausschusses für 
Gesamtdeutsche und Berliner Fragen (35. Aus- 
schuß) zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 12. Dezember 1956 

Der Ausschuß für Gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen 

Wehner Freiherr Biederer von Paar 

Vorsitzender Frau Hütter 

Brandt (Berlin) 

Berichterstatter 
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